Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadle Nr. 4287 


Vermittlungsaussdiufi 
des Deutsdien Bundestages 
und des Bundesrates 

Az. VA 3049 


Bonn, den 20. April 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften - Nrn, 1101. 3666, 
3747, 4158, 4215 der Drucksachen - 


Im Auftrag des Vorsitzenden des Vermlttlungsaussdiusses des Deutschen 
Bundestages und des Bundesraces, Herrn Ministerpräsidenten Kopf, 
wird beiliegend Abschrift eines Schreibens des Herrn Stellvertreters 
des Bundeskanzlers vom 16. April 1953 — 4 - 24 101 - 819/53 II — 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Kutscher 


hrudk: Peter Meier, duledorf-Slegtmri 
4iieln-Vertrieb: Dr. Hane Heger, AndemaA, Breite Str. II 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
4 - 24 101 - 819/53 II 


Abschrift 


Bonn, den 16. April 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 
Bonn 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften - Nrn. 1 101, 3666, 
3747, 4158, 4215 der Drucksachen - 


Die Bundesregierung hat in der Kabinettssitzung vom 10. April 1953 
beschlossen zu verlangen, daß wegen des vom Bundestag in seiner 
254. Sitzung vom 18. März 1953 in der Fassung des Vermittlungs- 
ausschusses verabschiedeten Entwurfs eines Gesetzes über die Ver- 
breitung jugendgefährdender Schriften, dem der Bundesrat in seiner 
103. Sitzung vom 20. März 1953 seine Zustimmung versagte, der 
Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 Satz 4 GG einberulen 
wird. 

Die Bundesregierung schlägt dabei für § 20 Satz 1 folgende Fassung 
vor: 

„Gegen die Entscheidung der Bundesprüfstelle ist die Anfechtungs- 
klage im verwaltungsgerichtlidien Verfahren zulässig.” 

Begründung: 

Dem Vernehmen nach ist die Stimmenthaltung des Landes Nord- 
rhein- Westfalen in der 103. Sitzung des Bundesrates vom 20. März 
1953 lediglich auf die Bedenken gegen § 20 Satz 1 des Gesetzent- 
wurfes in der Fassung des Vorschlags des Vermittlungsausschusses 
(Bundestagsdrucksache Nr. 4158) zurückzuführen, wonach gegen die 
Entscheidung der Bundesprüfstelle Anfechtungsklage beim Bundes- 
verwaltungsgericht zulässig sein sollte. Die Bundesregierung ist zwar 
der Meinung, daß diese Bedenken nicht stichhaltig sind und hält 
deswegen an ihrem stets zum Ausdruck gebrachten Standpunkt fest. 
Auf der anderen Seite verkennt sie nicht, daß die Begründung einer 
erstinstanzlichen Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts im 
vorliegenden Falle aus sachlichen Gründen nicht zwingend geboten 
ist. Sie glaubt es daher verantworten zu können, daß es bei dem 
üblichen verwaltungsgerichtlichen Instanzcnzug verbleibt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
gez, Blüdier 



